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Die heutige Gesellschaft steht wie keine andere vor ihr vor großen
Herausforderungen. Fossile Ressourcen wie Öl, Gas und Kohle sind
endlich und verursachen beim Verbrennen klimagefährliche Treib-
hausgase. Dabei werden etwa drei Viertel der weltweiten Treib-
hausgase von den Industriestaaten wie USA, Europa und Japan
verursacht. Die Konzentration der Treibhausgase in der Atmosphä-
re hat schon heute fast das Niveau erreicht, welches nicht über-
schritten werden sollte, um das Klima irreversibel zu schädigen.

Eine Trendumkehr vorher ist so gut wie ausgeschlossen, da die
Mobilitätstechnologien nahezu vollständig auf Öl basieren. Der
größte Teil des global eingesetzten Öls wird für die Mobilität ge-
nutzt, gefolgt von Chemie und Gebäudeenergie sowie anderer
Nutzung, beispielsweise für Pharmazie und Produktherstellungen.
Um uns also spürbar weniger abhängig vom Öl zu machen,
müssten wir vor allem so rasch wie möglich andere Antriebstech-
niken und -stoffe in der Mobilität einsetzen. Zudem müssen wir
global die Gebäude besser dämmen. Vor allem in den USA, aber
auch in Russland oder in Schwellenländern wird sehr viel Energie
durch schlechte Gebäudeisolation verschwendet. Somit kommt
vor allem den Städten eine bedeutsame Rolle zu: Sie müssen sich
auf den Klimawandel einstellen, sich anpassen und künftig sogar
die Aufgabe haben, Treibhausgase ohne Beeinträchtigungen der
Lebensqualität oder Mobilität zu mindern.

Nicht nur Temperaturen ändern sich, sondern extreme Klimaereig-
nisse werden zunehmen. In Deutschland wird man den Städtebau
auf extreme Hitze vorbereiten müssen, Gebäude müssen im
Sommer Kühlungsenergie und im Winter Wärme erzeugen. Die
kluge Energieversorgung von Gebäuden umfasst einerseits eine
ausreichende Dämmung, andererseits werden Gebäude der Zu-
kunft mehr Energie produzieren müssen, als sie verbrauchen. Die
größten und am leichtesten umsetzbaren Energieeinsparpoten-
ziale liegen neben denen in der Mobilität vor allem im Immobi-
lienbereich – und hier in der Gebäudehülle. Es könnte knapp ein
Fünftel des Energiebedarfs von Immobilien allein dadurch ein-
gespart werden, wenn man die Gebäude mit effizienter Dämm-
und Klimatechnik ausstatten würde. Es können enorme Energie-
kosten durch effektive Gebäudeenergieversorgung eingespart
werden. Die produzierte Energie hingegen wird nicht nur für das
Gebäude genutzt werden, sondern ebenso Batterien oder Treib-
stoff als Energiespeicher füllen, die für die Mobilität genutzt
werden wird.

Auswirkungen der Energiewende

Städte und Gebäude im
Klimawandel
Die Energiewende in Deutschland geht zwar in die richtige Richtung; Energiesparen ist volkswirtschaft-
lich lohnend. Allerdings ist auch ein langer Weg zu gehen, viele ungelöste Probleme liegen noch vor uns.
Städten kommt aus zweierlei Hinsicht eine bedeutsame Rolle zu: Sie werden in der Zukunft nicht nur
für das Energiesparen, eine leise und dennoch komfortable und bezahlbare Mobilität sorgen müssen.
Sie müssen sich vor allem dem Klimawandel anpassen – dem physikalischen und dem politischen.
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Deutschland hat das Problem erkannt ändern und setzt gezielt auf
das Energiesparen in Gebäuden. Mehr als drei Viertel des Energie-
verbrauchs von Häusern gehen heute in der Regel auf das Heizen
zurück, die Warmwasserbereitung verbraucht etwa 12 Prozent, die
Elektrogeräte zehn Prozent, und für die Beleuchtung wird nur ein
Prozent benötigt. Ineffiziente Heizsysteme, schlecht isolierte Fens-
ter und Türen sowie fehlende Wärmedämmung kommen die Haus-
eigentümer jedes Jahr teurer zu stehen.

Den Investoren und Eigentümern von Immobilien geht es dabei
weniger um das ökologische Gewissen als um langfristige Ren-
ditesicherung. Denn mit einer Nutzungsdauer von vierzig bis
achtzig Jahren reichen heutige Neubauten und Sanierungen weit
in die Zukunft. Ein gutes Öko-Rating und geringe Lebenszykluskos-
ten sichern die Marktfähigkeit der Objekte. Allerdings werden in
Deutschland jedes Jahr, wie das Statistische Bundesamt präzise
ermittelte, nur knapp 100.000 Gebäude neu errichtet – das sind
nicht mehr als 0,5 Prozent aller Gebäude. Der Gebäudebestand in
Deutschland umfasst rund 17,3 Millionen Wohngebäude mit 39
Millionen Wohneinheiten, von denen 75 Prozent vor 1979 gebaut
wurden. Dazu kommen rund 1,5 Millionen Nichtwohngebäude,
darunter auch öffentliche Gebäude, beispielsweise rund 40.000
Schulen. Zwar hat der Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung ein Energiesparprogramm auf den Weg gebracht, der
Nachholbedarf in Punkto Wärmedämmung und Energieverbrauch
ist dennoch enorm. Hier auf den Markt zu vertrauen ist insofern
blauäugig, als es nicht dieselben sind, die investieren müssten und
die davon profitieren. Ein Mieter, dem die Heizkosten über den
Kopf wachsen, wird trotzdem nicht in die Heizungsanlage seines
Vermieters investieren – schließlich tritt der Spareffekt erst über
einen langen Zeitraum ein. Der Vermieter hingegen hat kein In-
teresse daran, die Energiekosten seines Mieters zu reduzieren –
warum sollte er fremdes Geld sparen? Er wird nur dann in seine
Immobilie investieren, wenn er die Mehrkosten auf die Miete
aufschlagen kann oder keinen Mieter mehr für seine Wohnung
findet.

Die Selbstregulierung des Marktes ist in solchem Fall sehr träge.
Darauf zu bauen ist kein zukunftsweisender Weg. Eine Immobilie
hat eine Lebensdauer von vierzig bis achtzig Jahren. Es würde also
mehrere Jahrzehnte dauern, bis sich der Immobilienbestand in
Deutschland substanziell verändert hat. Gesetzliche Regelungen
können da deutlich schneller für Veränderung sorgen. Klima-
freundliche Modernisierungen werden zudem staatlich durch
günstige Darlehen oder Zuschüsse gefördert. Diese Gelder sind
leider in der jüngsten Vergangenheit gekürzt worden, dabei wäre
eine deutliche Steigerung die einzig logische Antwort auf die
Energiekrise gewesen. 1,5 Milliarden Euro pro Jahr ist zu wenig, um
rasch die energetische Gebäudesanierung voranzubringen; eine
Aufstockung auf mindestens fünf Milliarden Euro wäre wün-
schenswert. Die Mittel könnten übrigens aus der Versteigerung
der CO2-Rechte kommen. �
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